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Stellungnahme zum Scoping der Umweltprüfung - Neufassung des 
Landesentwicklungsplans Sachsen sowie zum Eckpunkte-Papier 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der BUND Landesverband Sachsen e.V. (BUND Sachsen) begrüßt die Möglichkeit zur Stellungnahme im 
Scoping-Verfahren und zum Eckpunkte-Papier zur Neufassung des Landesentwicklungsplans Sachsen 
(LEP). Als zentrale Weichenstellung für die nachhaltige Raumentwicklung des Freistaates kommt dem 
LEP und seiner umfassenden Umweltprüfung eine entscheidende Bedeutung zu. 

Wir gliedern unsere Stellungnahme in einen Teil A zum Scoping-Verfahren und einen Teil B zu den Eck-
punkten des aufzustellenden Landesentwicklungsplans. 

TEIL A – SCOPING UMWELTPRÜFUNG 

Im Folgenden legen wir unsere Anforderungen an eine zukunftsfähige Umweltprüfung dar, die den aktu-
ellen wissenschaftlichen Erkenntnissen entspricht und gleichzeitig praktikabel umsetzbar bleibt. Unsere 
Vorschläge zielen darauf ab, die Umweltprüfung methodisch zu stärken und dabei zeitgemäße Bewer-
tungsansätze zu integrieren, die für eine vorausschauende Planung unerlässlich sind. 

Grundsätzliche Anforderungen an die Umweltprüfung 

Eine qualitativ hochwertige Umweltprüfung muss alle relevanten Umweltauswirkungen des neuen LEP 
systematisch und nachvollziehbar erfassen. Dabei geht es nicht nur um die isolierte Betrachtung einzel-
ner Planfestlegungen, sondern um die Analyse ihrer Wechselwirkungen und kumulativen Effekte. Beson-
ders wichtig ist uns die konsequente Berücksichtigung von Klimafolgen sowie Belange der Klimaanpas-
sung, die als Querschnittsthema alle Schutzgüter betreffen. 

Die Umweltprüfung sollte zudem das Vorsorgeprinzip und das Verursacherprinzip konsequent anwen-
den und dabei transparent und nachvollziehbar vorgehen. Nur so kann sie als verlässliche Grundlage für 
informierte Planungsentscheidungen dienen. 
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Konkrete methodische Forderungen 

1. Steuerung des Flächenverbrauchs – verbesserte Steuerungs- und Planungsansätze 

Kernforderung: Einführung verbindlicher quantitativer und qualitativer Zielsetzungen zur schrittweisen 
Reduzierung des Flächenverbrauchs in Richtung Netto-Null bis 2035 und Etablierung eines nachhaltigen 
Flächenmanagements. 

Angesichts der fortschreitenden Zunahme des Flächenverbrauchs, der insbesondere im Zuge von wirt-
schaftlichem Wachstum, Infrastrukturentwicklung und Energiewende weiter verstärkt werden könnte, 
ist die eigenständige und umfassende Bearbeitung dieses Themas innerhalb der Umweltprüfung zwin-
gend erforderlich. Der Flächenverbrauch wirkt sich nicht nur unmittelbar negativ auf die Bodenqualität 
und -verfügbarkeit aus, sondern beeinträchtigt auch die biologische Vielfalt, den natürlichen Wasser-
haushalt sowie die Klimaschutzbemühungen und stellt somit eine der zentralen Herausforderungen für 
die nachhaltige Raumentwicklung dar. 

Ausdifferenzierte methodische Handlungsempfehlungen: 

• Quantitative Festlegung von Obergrenzen: Festsetzung verbindlicher regional differenzierter Flä-
chenverbrauchsobergrenzen, die jährlich überprüft und bei Bedarf angepasst werden. Dabei sind 
auch die räumlichen Besonderheiten und ökologischen Vulnerabilitäten zu berücksichtigen. 

• Flächenpotenzialanalyse und Priorisierung der Innenentwicklung: Systematische Erfassung von 
Brachen, Leerständen und innerörtlichen Flächenpotenzialen mit dem Ziel, diese als vorrangige Ent-
wicklungsflächen zu nutzen, bevor neue Flächen in Anspruch genommen werden. 

• Regionale und interkommunale Flächenmanagementsysteme: Förderung regionaler und interkom-
munaler Flächenmanagementsysteme zur effizienten Flächennutzung, auch zur Erleichterung von 
Flächenrecycling. 

• Förderung der Flächenrückgewinnung: Aktive Umsetzung von Maßnahmen zur Entsiegelung und 
Renaturierung ehemals genutzter Siedlungs- und Verkehrsflächen, um die natürlichen Funktionen 
von Böden und Landschaften wiederherzustellen. 

• Schutz von Böden mit hohen ökologischen und landwirtschaftlichen Funktionen: Identifikation und 
Sicherung von Flächen mit hoher Bodenqualität und ökologischer Bedeutung, um deren Verlust 
durch Versiegelung und Flächenumwandlung zu verhindern. 

• Integration landwirtschaftlicher Belange: Stärkung der nachhaltigen Landbewirtschaftung durch 
Anreize und Förderprogramme, um den Flächenverbrauch zu minimieren und langfristig Böden als 
Ressource zu erhalten. 

• Koordination mit anderen raumrelevanten Schutzgütern: Sicherstellung, dass Maßnahmen zur Flä-
chenverbrauchsreduzierung im Einklang mit dem Schutz von Wasser, Klima, Luft und biologischer 
Vielfalt umgesetzt werden. 

• Langfristiges Monitoring und Berichterstattung: Einführung eines kontinuierlichen Monitoringsys-
tems zur Beobachtung der Flächenverbrauchsentwicklung auf Landes- und Regionalebene sowie 
transparente Öffentlichkeitsarbeit. 

Relevanz und strategischer Beitrag: 

Die konsequente Steuerung des Flächenverbrauchs ist eine Voraussetzung für den nachhaltigen Schutz 
lebenswichtiger Ressourcen und die Förderung einer resilienten, klimaangepassten und lebensfreundli-
chen Raumstruktur. Die Umsetzung der vorgeschlagenen Maßnahmen trägt maßgeblich dazu bei, die 
vielfältigen Zielkonflikte zwischen wirtschaftlicher Entwicklung, Natur- und Klimaschutz sowie sozialer 
Entwicklung konstruktiv zu lösen und stärkt die regionale Wettbewerbsfähigkeit Sachsens .  
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2. Energiewende und Raumplanung im Landesentwicklungsplan 

Kernforderung: Systematische Berücksichtigung der Energiewende-Auswirkungen in der Umweltprü-
fung. 

Die Energiewende als transformative Herausforderung der kommenden Jahrzehnte erfordert, wie in den 
"Eckpunkten" vorgesehen, eine vorausschauende raumplanerische Steuerung, die sowohl den Flächen-
bedarf für eine dezentrale Energieerzeugung aus erneuerbaren Quellen als auch die notwendige Infra-
struktur für deren Anbindung und Verteilung sicherstellt. Dies ist auch in der Umweltprüfung zu berück-
sichtigen. 

Konkrete methodische Forderungen: 

• Flächenbedarfsanalyse für erneuerbare Energien: Erfassung und Bewertung der Flächenan-
sprüche für Windenergie, Photovoltaik, Biomasse und Wasserstofferzeugung unter Berücksich-
tigung der Ausbauziele des Windenergieflächenbedarfsgesetzes und über das sächsischen 
Energie- und Klimaprogramm hinaus. 

• Netzinfrastruktur-Bewertung: Prüfung der Auswirkungen des notwendigen Ausbaus der Strom- 
und Gasnetze, einschließlich des geplanten Wasserstoff-Kernnetzes, auf Landschaftsbild, Bio-
diversität und Siedlungsstrukturen. 

• Strukturwandel-Integration: Angemessene planerische Begleitung des Braunkohleausstiegs 
mit Übergangsstrategien für betroffene Regionen und Instrumenten zur Nachnutzung ehemali-
ger Energiestandorte. 

• Konfliktanalyse und Synergieentwicklung: Nachvollziehbare Bewertung von Konflikten und Sy-
nergien zwischen Energiewende-Maßnahmen und anderen Raumnutzungen, insbesondere 
Landwirtschaft, Naturschutz, Wasserwirtschaft und Siedlungsentwicklung. 

• Speicher- und Flexibilitätsinfrastruktur: Berücksichtigung der raumordnerischen Erfordernisse 
für Energiespeicher, Power-to-X-Anlagen und andere Flexibilitätstechnologien als Bestandteile 
einer resilienteren Energieversorgung. 

Die Energiewende-Aspekte sollen angemessen in der Umweltprüfung berücksichtigt werden, wobei der 
Detaillierungsgrad dem Scoping-Stadium entspricht. 

3. Klimafolgen systematisch bewerten 

Kernforderung: Etablierung eines eigenständigen Prüfmoduls "Klimafolgenabschätzung" für alle 
wesentlichen Planfestlegungen 

Der Klimawandel ist bereits heute in Sachsen spürbar und wird sich in den kommenden Jahrzehnten 
weiter verstärken. Daher muss die Umweltprüfung sowohl Klimaschutz- als auch Klimaanpassungsas-
pekte systematisch bewerten, was neben den formellen Vorgaben der SUP-Richtlinie i.V.m. §§ 39 ff. 
UVPG mit Blick auf das Berücksichtigungsgebot des § 13 KSG auch materiell-rechtliche Anforderung an 
den LEP ist. Dies erfordert: 

• Umfassende Klimabewertung: Für alle wichtigen raumordnerischen Festlegungen sind die Auswir-
kungen auf das Klima sowie die Betroffenheit durch den Klimawandel zu analysieren. Dabei müssen 
sowohl direkte als auch indirekte Klimawirkungen erfasst werden. 

• Räumlich differenzierte Herangehensweise: Sachsen ist klimatisch sehr vielfältig - von den Mittel-
gebirgen bis zu den Tieflandgebieten bestehen unterschiedliche Klimarisiken und -potentiale. Diese 
räumlichen Unterschiede müssen in der Bewertung systematisch berücksichtigt werden. 

• Hochauflösende Klimamodellierung: Verwendung aktueller Klimaprojektionen für die Bewertung 
mehrerer planungsrelevanter Zeithorizonte. Dabei sind Unsicherheitsbänder auszuweisen. 
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• Integrierte Risikobetrachtung: Eine systematische Klimarisiko-Matrix soll entwickelt werden, die 
Klimagefahren, Exposition und Vulnerabilität verschiedener Raumnutzungen bewertet. Dadurch 
können besonders gefährdete Bereiche identifiziert und entsprechende Schutzmaßnahmen entwi-
ckelt werden. 

• Kontinuierliche Erfolgskontrolle: Ein spezifisches Klimawirksamkeits-Monitoring soll etabliert wer-
den, das die tatsächlichen Klimaeffekte der LEP-Umsetzung kontinuierlich überwacht und bei Be-
darf Nachsteuerungen ermöglicht. 

4. Vulnerable Gebiete systematisch identifizieren 

Kernforderung: Entwicklung von Vulnerabilitätskarten für das Land Sachsen 

Nicht alle Gebiete und Bevölkerungsgruppen sind gleichermaßen vom Klimawandel betroffen. Eine dif-
ferenzierte Vulnerabilitätsanalyse ist daher unerlässlich: 

• Mehrdimensionale Betrachtung: Die Vulnerabilitätskartierung muss verschiedene Dimensionen 
integrieren: demografische Verwundbarkeit (Altersstruktur der Bevölkerung), ökologische Verwund-
barkeit (besonders wertvolle und gefährdete Lebensräume), infrastrukturelle Verwundbarkeit (kriti-
sche Einrichtungen und Versorgungssysteme) sowie soziale Verwundbarkeit (benachteiligte Quar-
tiere und Bevölkerungsgruppen). 

• GIS-basierte Analyseverfahren: Räumlich differenzierte Vulnerabilitätsbewertungen sollen erstellt 
und regelmäßig aktualisiert werden. 

• Szenario-robuste Planung: Raumordnerische Festlegungen sollen für verschiedene Klimaentwick-
lungsszenarien geeignet sein. Dabei sind sowohl optimistische als auch pessimistische Klimapro-
jektionen zu berücksichtigen, um robuste Planungsstrategien zu entwickeln. 

• Partizipative Bewertungsansätze: Lokale Akteure und betroffene Bevölkerungsgruppen verfügen 
über wertvolles Erfahrungswissen über Klimarisiken. Dieses Wissen soll in die Vulnerabilitätsbewer-
tung einbezogen werden. 

5. Resilienz mess- und bewertbar machen 

Kernforderung: Entwicklung konkreter und messbarer Indikatoren für die Resilienz von Regionen 

Resilienz - die Fähigkeit von Systemen, Störungen zu bewältigen und sich anzupassen - ist ein Schlüs-
selkonzept für zukunftsfähige Raumentwicklung: 

• Grünflächenversorgung als Resilienzbaustein: Grünflächenversorgung soll als Resilienzfaktor 
berücksichtigt werden. 

• Redundanz kritischer Systeme: Für kritische Infrastruktursektoren (Energie, Wasser, Kommunika-
tion, Gesundheit) sollen Redundanzaspekte bewertet werden.  

• Regionale Kreislaufwirtschaft: Regionale Kreislaufwirtschaft soll als Resilienzfaktor berücksichtigt 
werden. Eine regional verankerte Kreislaufwirtschaft erhöht die Widerstandsfähigkeit gegenüber 
externen Schocks. 

• Soziale Widerstandsfähigkeit: Soziale Resilienz soll als Faktor berücksichtigt werden. Starke Ge-
meinschaften sind besser in der Lage, Krisen zu bewältigen. 

6. Habitatvernetzung systematisch prüfen 

Kernforderung: Umfassende Bewertung der Habitatkonnektivität als Grundlage für den Biotopverbund. 

Intakte Lebensraumnetze sind essentiell für den Erhalt der Biodiversität, insbesondere unter den Bedin-
gungen des Klimawandels: 
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• Fragmentierungsanalyse: Für naturschutzrelevante Lebensraumtypen soll der Fragmentierungs-
grad erfasst werden. Dabei sind sowohl strukturelle Parameter (Flächengröße, Kernbereiche) als 
auch funktionale Parameter (genetische Konnektivität, Ausbreitungskorridore) zu berücksichtigen. 

• Barrierewirkung von Infrastruktur: Für geplante Infrastrukturvorhaben ist eine artenspezifische Bar-
rierewirkungsprüfung durchzuführen. Diese muss sowohl direkte physische Barrieren als auch indi-
rekte Störwirkungen bewerten und kumulative Effekte analysieren. 

• Korridorqualitätsbewertung: Die Qualität bestehender und geplanter Biotopverbund-Korridore soll 
bewertet werden. Defizite in der Korridorqualität sind zu identifizieren und Aufwertungsmaßnahmen 
zu benennen. 

• Trittsteinbiotope: Die Stepping-Stone-Funktion kleinerer Biotope für verschiedene Artengruppen 
soll bewertet werden. Lücken im Trittstein-Netzwerk sind zu identifizieren und zu bewerten. 

7. Artenschutz um populationsökologische Perspektive erweitern 

Kernforderung: Integration populationsdynamischer Aspekte in die Artenschutzprüfung 

Der traditionelle Artenschutz konzentriert sich richtigerweise in der Schutzdimension des § 44 Abs. 1 
BNatSchG auf Schutz einzelner Individuen. Zugleich ist für die Realisierung des insbesondere mit § 44 
Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG intendierten Schutzes der Fortpflanzungs- und Ruhestätten auch eine Betrach-
tung ganzer Populationen sinnvoll: 

• Klimawandeleffekte berücksichtigen: Für geschützte Arten sollen klimabedingte Habitatverschie-
bungen berücksichtigt werden.  

• Populationsvernetzung bewerten: Bei Arten mit Metapopulations-Struktur soll die Vernetzung zwi-
schen Teilpopulationen systematisch bewertet werden. Eingriffe in zentrale Populationsknoten oder 
kritische Verbindungskorridore sind besonders zu gewichten. 

• Genetische Vielfalt berücksichtigen: Für besonders gefährdete oder isolierte Arten soll die geneti-
sche Vielfalt und Populationsstruktur bewertet werden. Eingriffe mit negativen Auswirkungen auf 
die genetische Vielfalt sind entsprechend zu gewichten. 

• Adaptive Schutzmaßnahmen: Artenschutzmaßnahmen sollen adaptiv gestaltet werden und Anpas-
sung an neue Erkenntnisse und veränderte Bedingungen ermöglichen. 

8. Ökosystemleistungen bewerten und kartieren 

Kernforderung: Umfassende Quantifizierung und Kartierung von Ökosystemleistungen 

Ökosysteme erbringen vielfältige Leistungen für die Gesellschaft, die oft unsichtbar und daher unterbe-
wertet sind: 

• Kohlenstoffspeicherung: Für relevante Flächennutzungstypen soll die Kohlenstoffspeicherleistung 
quantifiziert werden. Dies umfasst sowohl oberirdische als auch unterirdische Kohlenstoffvorräte. 
Die ökonomische Bewertung soll auf aktuellen CO₂-Preisen basieren. 

• Wasserdienstleistungen: Die Wasserspeicher- und -reinigungsleistungen verschiedener Ökosys-
teme sollen bewertet werden. Dies umfasst Hochwasserretention, Grundwasserneubildung, Was-
serfiltration und Nährstoffrückhalt. 

• Klimaregulation: Die klimaregulierenden Leistungen verschiedener Ökosysteme sollen bewertet 
werden, insbesondere Temperaturregulation und Luftqualitätsverbesserung. 

• Bestäubungsleistungen: Die Bestäubungsleistungen für die Landwirtschaft sollen sowohl in ökolo-
gischer als auch ökonomischer Hinsicht bewertet werden. 
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• Erholungs- und Gesundheitswert: Die Erholungs- und Gesundheitsleistungen naturnaher Räume 
sollen quantifiziert werden, einschließlich touristischer Wertschöpfung und eingesparter Gesund-
heitskosten. 

• Räumliche Bewertung (Hotspot-Identifikation): Gebiete mit besonders hohen Ökosystemleistun-
gen sollen identifiziert werden. 

9. Böden umfassend und multifunktional bewerten 

Kernforderung: Erweiterung der Bodenbewertung über die traditionelle Ertragsfähigkeit hinaus 

Böden erfüllen vielfältige Funktionen, die für Klimaschutz und Klimaanpassung von zentraler Bedeutung: 

• Klimaangepasste Fruchtbarkeitsbewertung: Die Bodenbewertung soll klimawandelbedingte 
Ertragspotentialänderungen, Wasserspeicherfähigkeit, biologische Bodenaktivität und die Eignung 
für nachhaltige Bewirtschaftungsformen berücksichtigen. 

• Wassermanagementfunktion: Die Wasserspeicher- und -filterfunktionen von Böden sollen bewertet 
werden. Dies umfasst nutzbare Feldkapazität, Infiltrationsraten und Hochwasserretentionspoten-
tial. 

• Klimaschutzleistung: Die Kohlenstoffspeicherkapazität verschiedener Böden soll berücksichtigt 
und bewertet werden. 

• Kulturelles Erbe: Seltene und kulturhistorisch bedeutsame Böden sollen erfasst und bewertet wer-
den. Dies umfasst sowohl naturnahe Böden als auch Böden mit besonderer kulturhistorischer 
Bedeutung. 

• Archivfunktion: Die Archivfunktion von Böden für Natur- und Kulturgeschichte soll bewertet werden, 
einschließlich paläo-ökologischer Bedeutung und archäologischer Potentiale. 

10. Belastungen räumlich und kumulativ analysieren 

Kernforderung: Räumliche Analyse kumulativer Umweltbelastungen 

Umweltbelastungen treten selten isoliert auf, sondern verstärken sich oft gegenseitig: 

• Umfassende Belastungserfassung: Relevante Belastungsquellen sollen räumlich erfasst werden. 
Dies umfasst Verkehrsbelastungen (Lärm, Luftschadstoffe, Zerschneidung), Industriebelastungen 
und Siedlungsbelastungen. 

• Hotspot-Identifikation: Belastungs-Hotspots, in denen sich verschiedene Stressfaktoren räumlich 
konzentrieren, sollen identifiziert. Für diese Bereiche sind Entlastungsstrategien zu berücksichtigen. 

• Szenario-Modellierung: Für verschiedene Entwicklungsszenarien sollen die kumulativen Belastun-
gen verglichen werden. Dies ermöglicht eine vorausschauende Bewertung verschiedener Planungs-
alternativen. 

11. Bürgerschaft systematisch in die Datenerhebung einbeziehen 

Kernforderung: Berücksichtigung partizipativer Monitoring-Ansätze bei der Datenerhebung 

Bürgerinnen und Bürger können wertvolle Beiträge zur Umweltbeobachtung leisten: 

• Citizen Science-Plattformen nutzen: Einbeziehung von Daten aus etablierten Bürger*innenwissen-
schafts-Plattformen wie iNaturalist, eBird oder ObsMapp. Diese Plattformen liefern bereits heute 
wertvolle Daten über Artenvorkommen und Umweltveränderungen. 

• Lokales Wissen einbeziehen: Einbeziehung des lokalen Wissens von Landwirt*innen, Förster*innen, 
Naturfreund*innen und anderen Praktiker*innen  
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• Qualitätssicherung: Etablierung robuster Qualitätssicherungsverfahren für partizipativ erhobene 
Daten, einschließlich automatischer Plausibilitätsprüfungen und Community-basierter Validation. 

12. Zukunftsszenarien systematisch durchspielen 

Kernforderung: Szenario-basierte Bewertung aller wichtigen Planfestlegungen zur Erhöhung der 
Zukunftsrobustheit 

Angesichts großer Unsicherheiten über zukünftige Entwicklungen ist szenario-basierte Planung erfolg-
versprechend: 

• Szenarioentwicklung: Für wesentliche Einflussfaktoren der Raumentwicklung sollen Best-Case-, 
Worst-Case- und wahrscheinlichste Entwicklungsszenarien entwickelt werden.  

• Robustheitsprüfung: Wesentliche Planfestlegungen sollen auf ihre Robustheit unter verschiedenen 
Zukunftsszenarien geprüft werden. Schwachstellen und kritische Abhängigkeiten sind zu identifi-
zieren. 

• Anpassungsfähigkeit bewerten: Die Anpassungsfähigkeit geplanter Maßnahmen soll bewertet wer-
den. Dabei sind verschiedene Anpassungsoptionen zu berücksichtigen. 

• No-regret-Strategien: Maßnahmen, die unter allen betrachteten Szenarien vorteilhaft sind, sollen 
identifiziert werden. 

Fazit und Ausblick 

Eine angemessene Umweltprüfung sollte über traditionelle Ansätze hinausgehen und zeitgemäße, wis-
senschaftlich fundierte Methoden integrieren. Die hier vorgeschlagenen Ansätze sind angesichts der 
großen Herausforderungen unserer Zeit - vom Klimawandel bis zum Biodiversitätsverlust - dringend er-
forderlich. 

Unsere Forderungen zielen darauf ab, die Umweltprüfung methodisch zu stärken, ohne sie dabei unver-
hältnismäßig zu verkomplizieren. Durch die Integration von Klimafolgenabschätzung, Vulnerabilitäts-
analyse, Resilienz-Bewertung und partizipativen Ansätzen kann eine zukunftsrobuste und gesellschaft-
lich akzeptierte Raumentwicklung unterstützt werden. 
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TEIL B – STELLUNGNAHME ZUM ECKPUNKTE-PAPIER 

Wir begrüßen die Absicht, den LEP zu überarbeiten, um den aktuellen gesellschaftlichen, wirtschaftli-
chen und ökologischen Rahmenbedingungen gerecht zu werden. Aus unserer Sicht muss der neue LEP 
jedoch deutlich ambitionierter sein als in den "Eckpunkten" vorgezeichnet. Den Herausforderungen des 
Klimawandels, des Biodiversitätsverlusts und des Flächenverbrauchs, die im Mittelpunkt unserer Aufga-
benstellung als Natur- und Umweltschutzverband stehen, aber gemäß Art. 20a GG i.V.m. mit den inter-
temporalen Freiheitsrechten auch explizit grund- und menschenrechtlich geforderte staatliche Aufgabe 
ist, müssen wir nicht zuletzt auf der Basis eines durchdachten Landesentwicklungsplans wirksam 
begegnen können.  

Im Folgenden legen wir unsere Kernforderungen dar und folgen dabei der Struktur des Eckpunkte-
Papiers: 

1. Wirtschaft, Transformation und Strukturwandel 

Resiliente Wirtschaftsstrukturen fördern: Die Wirtschaftsförderung soll zur Diversifizierung und Resili-
enz regionaler Wirtschaftsstrukturen beitragen und vielfältige Branchen unterstützen. Besondere Förde-
rung sollten Unternehmen und Projekte der Kreislaufwirtschaft sowie regionale Wertschöpfungsnetze 
erhalten. 
Umweltverträgliche Standortwahl: Für Großvorhaben und Industrieansiedlungen sind klare Kriterien für 
eine umweltverträgliche Standortwahl zu entwickeln, die ökologische und klimatische Auswirkungen 
berücksichtigen. 

2. Demographischer Wandel und Daseinsvorsorge 

Schutz vulnerabler Bevölkerungsgruppen: Bei raumbedeutsamen Planungen sollen die besonderen 
Klimarisiken vulnerabler Bevölkerungsgruppen (Personen über 65 Jahre, Kleinkinder, Pflegebedürftige) 
berücksichtigt werden.  
Klimagerechte und resiliente Daseinsvorsorge: Die Einrichtungen der Daseinsvorsorge sollen klimaan-
gepasst und resilient ausgestaltet werden, um bei Extremereignissen funktionsfähig zu bleiben. Die 
Daseinsvorsorge ist durch dezentrale Strukturen, multiple Anbieter und lokale Backup-Systeme resilient 
zu organisieren. 
Erholungsinfrastruktur als Daseinsvorsorge: Naturnahe Erholungsräume sind als wesentliche Infra-
struktur der Daseinsvorsorge zu sichern und zu entwickeln. Eine angemessene Erreichbarkeit von Erho-
lungsräumen ist für alle Siedlungsgebiete anzustreben. 

3. Klimawandel 

Klimafolgenprüfung: Bei allen relevanten raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen sind die Aus-
wirkungen auf das Klima sowie die Anpassung an den Klimawandel systematisch zu prüfen und zu 
bewerten. Die Prüfung erfolgt integriert in bestehende Umweltprüfungen und ist anderen Prüfungshand-
lungen gleichwertig. Planungen mit erheblichen negativen Klimafolgen sind nur bei unabweisbarem 
öffentlichem Interesse zulässig. 
Schutz klimavulnerabler Gebiete: Gebiete mit besonders hoher Vulnerabilität gegenüber Klimafolgen 
sollen in den Regionalplänen als Vorranggebiete Klimaanpassung ausgewiesen werden. 
Resiliente Raumentwicklung: Die Stärkung der Resilienz der sächsischen Teilräume ist als übergeord-
netes Ziel zu definieren. 

4. Kritische Infrastruktur und Verteidigung 
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Klimaresiliente Infrastruktur: Kritische Infrastrukturen sind, insbesondere für Extremereignisse, klima-
resilient zu planen und zu betreiben. Für systemkritische Einrichtungen in klimavulnerablen Gebieten 
sind redundante Systeme und verstärkte Schutzmaßnahmen vorzusehen. 

5. Energiewende 

Klimafolgen und Energieplanung: Bei Ausweisung von Gebieten für erneuerbare Energien sind die 
Klimafolgen verschiedener Technologien vergleichend zu bewerten. Dabei sind CO₂-Vermeidungs-
effekte und lokale Klimawirkungen (Mikroklima, Albedo-Effekte, Landnutzungskonkurrenzen) zu 
berücksichtigen. 
Naturverträgliche Energiewende: Kriterien zur Förderung von Synergien zwischen Energiewende und 
Biodiversitätsschutz sind zu entwickeln und anzuwenden. 
Systemische Energiewende: Die Energiewende ist als integrierter Systemumbau zu gestalten, der neben 
der Stromerzeugung auch Wärme, Mobilität und Industrie umfasst. Sektorenkopplung und regionale 
Energiekreisläufe sind vorrangig zu entwickeln. 
Wasserstoffwirtschaft: Für den Aufbau einer Wasserstoffwirtschaft sind Standorte für Elektrolyse-Anla-
gen, Speicher und Pipelines raumordnerisch zu sichern. Dabei sind Synergien mit Industriestandorten 
und bestehender Infrastruktur zu nutzen. 
Speicher und Flexibilität: Standorte für Energiespeicher (Batterien, Pumpspeicher, Power-to-X) sind als 
kritische Infrastruktur zu sichern. Flexible Verbrauchsstrukturen sind zu fördern. 
Energieeffizienz und Suffizienz: Energieeffizienz-Potenziale in Gebäuden und Industrie sind systema-
tisch zu erschließen. Suffizienz-Strategien zur Reduktion des Energieverbrauchs sind zu integrieren. 
Just Transition: Der Strukturwandel in den Braunkohleregionen ist sozial gerecht zu gestalten. Neue 
Wertschöpfungsketten im Bereich erneuerbarer Energien sind gezielt in diesen Regionen anzusiedeln. 

6. Mobilität und Verkehrsinfrastruktur 

Integrierte Mobilitätswende: Die Transformation zu nachhaltiger Mobilität ist als integrierter Ansatz zu 
gestalten, der ÖPNV, Radverkehr, Elektromobilität und digitale Lösungen systematisch verknüpft. 
Klimaverträgliche Verkehrsinfrastruktur: Neue Verkehrsinfrastrukturen sind nur zulässig, wenn sie zur 
Dekarbonisierung des Verkehrssektors beitragen oder für die klimaangepasste Daseinsvorsorge erfor-
derlich sind. Der durch neue Infrastrukturen induzierte Verkehr ist in die Klimabilanzierung einzubezie-
hen. 
Vollständige Klimabilanzierung im Luftverkehr: Bei Flugverkehrsinfrastrukturen sind alle klima-
relevanten Emissionen einzubeziehen, nicht nur der innerdeutsche Flugverkehr. Die Ausblendung inter-
nationaler Flüge führt zu systematischen Planungsfehlern und steht rechtsverbindlichen Klimazielen 
entgegen. Kapazitätserweiterungen sind nur zulässig, wenn sie nachweislich zur Dekarbonisierung bei-
tragen. 
Integrierte Folgenabschätzung bei Infrastrukturprojekten: Große Verkehrsinfrastrukturprojekte müs-
sen in ihrer Gesamtwirkung bewertet werden, einschließlich aller Begleitmaßnahmen und Kumulations-
effekte. Die isolierte Betrachtung ohne Berücksichtigung von Straßenausbauten und Gewerbegebietser-
weiterungen führt zu unvollständigen Prüfungen. Der LEP muss Planungsträger zur transparenten Dar-
stellung aller direkten und indirekten Auswirkungen verpflichten. 
Digitale Mobilität: Standorte für digitale Mobilitätsinfrastruktur (autonomes Fahren, Smart Mobility) 
sind raumordnerisch zu sichern und Mobility-as-a-Service-Konzepte besonders im ländlichen Raum zu 
fördern. 
Multimodale Knoten: Verknüpfungspunkte verschiedener Verkehrsträger sind als Mobilitätshubs zu ent-
wickeln und raumordnerisch zu sichern. 
Bündelung linearer Infrastrukturen: Neue lineare Infrastrukturen sollen bevorzugt gebündelt und an 
bestehende Trassen angebunden werden, um zusätzliche Landschaftszerschneidung zu minimieren. 
Wichtige Wanderkorridore und Vernetzungsachsen sind freizuhalten. 
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Bestandserhalt vor Neubau: Der Erhalt und die Modernisierung bestehender Infrastruktur hat grundsätz-
lich Vorrang vor Neubaumaßnahmen. 

7. Schutz und Nutzung natürlicher Ressourcen 

Artenschutz und Biotopverbund 

Funktionaler Artenschutz: Artenschutzmaßnahmen haben die langfristige Funktionsfähigkeit und 
Anpassungsfähigkeit von Populationen zu gewährleisten. 
Biotopverbund: Ein funktionsfähiger Biotopverbund ist gemäß Vorgaben des BNatSchG zu entwickeln.  

Ökosystemleistungen 

Systematisches Mapping: Für das gesamte Landesgebiet ist eine systematische Kartierung aller rele-
vanten Ökosystemleistungen durchzuführen. Das Mapping wird regelmäßig aktualisiert und die Ergeb-
nisse sind öffentlich zugänglich zu machen.  
Schutz von Ökosystemleistungs-Hotspots: Gebiete mit besonders hohen oder vielfältigen Ökosystem-
leistungen sind zu schützen und zu entwickeln. 

Bodenschutz 

Multifunktionaler Bodenschutz: Böden sind als multifunktionale Ressource zu schützen. 
Schutz hochwertiger Ackerflächen: Böden mit hoher natürlicher Ertragsfähigkeit sind zu erhalten.  

8. Reduzierung der Flächenneuinanspruchnahme 

Netto-Null-Flächenverbrauch: In Sachsen soll eine schrittweise und ambitionierte bis zum Netto-Null 
bis 2035 erreicht werden. Jede zusätzliche Flächenversiegelung ist durch gleichwertige Entsiegelungs-
maßnahmen zu kompensieren. 
Vorrang der Innenentwicklung: Neue Siedlungsentwicklungen sind vorrangig durch Innenentwicklung 
zu realisieren. 
Entsiegelungsstrategie: Sachsen entwickelt eine Entsiegelungsstrategie mit quantitativen Zielen. Jede 
Planungsregion erstellt bis 2030 ein Entsiegelungspotential-Kataster.  

Weitere Kernforderungen 

Monitoring und Indikatoren: Ein Monitoringsystem zur Überwachung der Umweltauswirkungen des LEP 
ist zu entwickeln. 
Partizipation und Governance: Umsetzungsstrategien und Erfolgskontrolle sind zu etablieren. Die Betei-
ligung der Öffentlichkeit ist zu stärken. 

Zugleich sollten bei der Erstellung des LEP die Ergebnisse der Umweltprüfung dadurch berücksichtigt 
werden, dass möglichst weitgehend konkrete messbare und vollziehbare Ziele der Raumordnung fest-
gelegt werden oder – soweit Zielfestlegungen nicht in Betracht kommen – zumindest Grundsätze der 
Raumordnung vorgegeben werden, die den geschilderten Handlungsnotwendigkeiten gerecht werden. 

Fazit 

Wir bitten Sie, diese Anregungen und Forderungen bei der weiteren Bearbeitung des Landesentwick-
lungsplans Sachsen zu berücksichtigen. Mit gleichermaßen angemessenen wie ambitionierteren Zielen 
kann Sachsen den vielfältigen Herausforderungen des 21. Jahrhunderts gerecht werden.  
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Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


